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A n t r a g  
 
Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
1. welche Erkenntnisse sie über die Zahl der angebotenen, der besetzten sowie der 

unbesetzten Ausbildungsplätze im Land Baden-Württemberg hat; 
 
2. wie sich nach ihrer Erkenntnis diese Zahlen in den letzten drei Jahren ent-

wickelt haben, differenziert nach Berufen sowie bei den besetzten Ausbil-
dungsplätzen nach Geschlecht der Auszubildenden; 

 
3. welche Gründe sie für diese Entwicklung sieht; 
 
4. wie sich die Anzahl der Berufsschulklassen in Baden-Württemberg in den letz-

ten drei Jahren entwickelt hat (differenziert nach Berufsschulstandorten); 
 
5. wie weit Berufsschüler differenziert nach Berufen in den letzten drei Jahren zur 

Berufsschule reisen müssen (differenziert nach Entfernungen mehr als 20 km, 
mehr als 30 km, mehr als 40 km, mehr als 50 km, darüber jeweils unter Angabe 
der Entfernung); 

 
6. wie hoch die Belastung für Berufsschüler für Anfahrtskosten dabei monatlich 

ist, insbesondere dann, wenn der Berufsschüler dabei Verkehrsverbundgrenzen 
überqueren muss; 

 
7. inwieweit sie zwischen der Entfernung zur Berufsschule und der Attraktivität 

des Ausbildungsplatzes einen Zusammenhang sieht; 
 
8. in welchem Umfang sie plant – differenziert nach Gewerk und Standort der Be-

rufsschule – Berufsschulklassen in den nächsten drei Jahren zu schließen;

Antrag 
 
der Abg. Dr. Erik Schweickert u. a. FDP/DVP 

 

und 
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Fachkräftemangel im Handwerk: Unbesetzte Lehrstellen 

und Situation der Berufsschulen

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5713

2

 9. inwieweit sie solche Schließungsabsichten für förderlich hält für die Deckung 
des Bedarfs an qualifizierten Fachkräften in Lehrberufen; 

 
10. inwieweit Berichte zutreffen, dass bis 2030 fast die Hälfte der Berufsschulleh-

rer in Baden-Württemberg in Pension gehen (aufgeschlüsselt nach den einzel-
nen Berufsschulen); 

 
11. inwieweit sie Maßnahmen ergriffen hat oder zu ergreifen beabsichtigt, um 

diesem Effekt entgegenzuwirken; 
 
12. wie sie zu den einzelnen Vorschlägen steht, die der Verband der Lehrerinnen 

und Lehrer an beruflichen Schulen in Baden-Württemberg am 6. September 
2018 veröffentlicht und in seiner Pressemitteilung vom 17. September 2018 
zusammengefasst hat; 

 
13. welche sonstigen Schritte sie plant, um die duale Ausbildung von der Berufs-

schule bis zum Meisterbrief wieder so attraktiv zu machen, dass dem Fach-
kräftemangel entgegengewirkt werden kann. 

 
 
11. 02. 2019 
 
Dr. Schweickert, Hoher, Dr. Rülke, Haußmann, 
Karrais, Keck, Weinmann FDP/DVP 
 
 
 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Die Wirtschaft klagt seit Jahren fortwährend über Fachkräftemangel. Hierbei sind 
nicht nur Berufsgruppen betroffen, die ein Studium als Eingangsqualifikation vor-
aussetzen, sondern auch solche, bei denen eine duale Berufsausbildung erforder-
lich ist. Gleichzeitig bleiben Jahr für Jahr Ausbildungsplätze in zahlreichen Ge-
werken unbesetzt. Es stellt sich die Frage, warum das so ist und was getan werden 
kann, um diese Fehlentwicklung umzukehren. 
 

Nach einer Meldung im Staatsanzeiger vom 2. November 2018, Seite 15, werden 
bis 2030 fast die Hälfte der Berufsschullehrer in Pension gehen. Dieser Entwick-
lung muss rechtzeitig entgegengesteuert werden; um auch nach 2030 noch in der 
Lage zu sein, Fachkräfte im Handwerk mit dem gewohnt hohen Niveau auszubil-
den. Nachdem die baden-württembergischen Schülerleistungen an den allgemein-
bildenden Schulen in der Regierungszeit des grünen Ministerpräsidenten Win-
fried Kretschmann von Spitzenplätzen ins hintere Mittelfeld abgerutscht sind, 
muss Vergleichbares bei den beruflichen Schulen unbedingt verhindert werden. 
Dazu ist allererste Voraussetzung eine ausreichende Unterrichtsversorgung. 
 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auch auf den von der FDP/DVP-Frak -
tion mit Drucksache 16/5290 eingebrachten Gesetzentwurf zur beruflichen Real-
schule, der zum Ziel hat, den Berufsschulen ausreichend interessierte Schüler zu-
zuführen, indem man die Schüler schon frühzeitig an die Berufsschulen heran-
führt und ihnen Einblicke gewährt, um eine für sie optimale Berufswahl rechtzei-
tig und fundiert treffen zu können. 
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S t e l l u n g n a h m e  
 
Mit Schreiben vom 4. März 2019 Nr. 42-6412.00/346/1 nimmt das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium für Finan-
zen und dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zu dem An-
trag wie folgt Stellung: 
 
 

Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
 

1. welche Erkenntnisse sie über die Zahl der angebotenen, der besetzten sowie 
der unbesetzten Ausbildungsplätze im Land Baden-Württemberg hat;  

 
Hinsichtlich der angebotenen und unbesetzten Ausbildungsplätze kann auf die 
Geschäftsstatistik der Bundesagentur für Arbeit zurückgegriffen werden. Über 
Ausbildungsplätze, die nicht bei den Arbeitsagenturen und Jobcentern gemeldet 
werden, liegen keine Erkenntnisse vor. Hinsichtlich der Zahl der besetzten Aus-
bildungsplätze liefert die Statistik des Bundesinstituts für Berufsbildung zu den 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen die gewünschten Zahlen. Beide Sta -
tistiken haben als Stichtag jeweils den 30. September. 
 
 

2. wie sich nach ihrer Erkenntnis diese Zahlen in den letzten drei Jahren ent-
wickelt haben, differenziert nach Berufen sowie bei den besetzten Ausbildungs-
plätzen nach Geschlecht der Auszubildenden; 

 
Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge ist in den letzten drei 
 Jahren jeweils leicht angestiegen, von 73.989 in 2016 auf 75.312 in 2018. Im sel-
ben Zeitraum ist der Anteil der weiblichen Auszubildenden von 39,7 Prozent  
auf 37,5 Prozent gesunken. Der Anteil der männlichen Auszubildenden ist von  
60,3 Prozent auf 62,5 Prozent gestiegen. 
 

Im Einzelnen und zu speziellen Berufsgruppen (die detaillierte Auflistung der 
Zahlen für die über dreihundert Ausbildungsberufe wäre zu umfangreich): 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 
 
Die Zahl der gemeldeten angebotenen und unbesetzten Ausbildungsplätze hat 
sich wie folgt entwickelt: 
 
Gemeldete Ausbildungsplätze in Baden-Württemberg 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
 
 

3. welche Gründe sie für diese Entwicklung sieht;  
 
Die leichte Zunahme der Zahl der neuen Ausbildungsverträge ist auch das Ergeb-
nis des Engagements der Partner des baden-württembergischen Ausbildungsbünd-
nisses. Sie zeigt, dass die duale Berufsausbildung nach wie vor attraktiv ist. 
 

Die Partner des Ausbildungsbündnisses haben sich auch dafür eingesetzt, dass die 
Ausbildungsbetriebe in stärkerem Umfang ihre Ausbildungsplätze bei den Arbeits -
agenturen melden.  
 

Die Entwicklung der Zahl der unbesetzten Ausbildungsplätze bringt das zuneh-
mende Problem der Betriebe zum Ausdruck, ausreichend Fachkräftenachwuchs 
zu gewinnen.  
 

Die Gründe hierfür sind vielschichtig. Einerseits drückt sich hier die demographi-
sche Entwicklung (Rückgang der Schulabgänger) aus. Andererseits trägt der Trend 
zu höheren schulischen Abschlüssen und einem anschließenden Studium dazu 
bei. Schließlich sind auch zunehmend Passungsprobleme auf dem Ausbildungs-
markt zu beobachten: Gleichzeitig zu der großen Zahl an unbesetzten Ausbil-
dungsplätzen gibt es eine ebenso große Zahl an Ausbildungsplatzbewerberinnen 
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und -bewerbern, die entweder einen alternativen Weg absolvieren (z. B. eine 
schulische Qualifikation), obwohl sie ihren Ausbildungswunsch aufrechterhalten, 
oder die gänzlich unversorgt sind. Das unzureichende Verhältnis resultiert aus 
 regionalen Disparitäten und aus der fehlenden Passung von Ausbildungsplatz -
angebot und Ausbildungsberufswunsch.  
 

Hinsichtlich der unterschiedlichen Entwicklung bei den Geschlechtern kann ver-
mutet werden, dass das insgesamt höhere Niveau der Mädchen bei den Schulab-
schlüssen bei gleichzeitigem Trend zum Studium ein Erklärungsgrund für die 
zurückgehende Zahl der Mädchen in der dualen Ausbildung ist. 
 
 

4. wie sich die Anzahl der Berufsschulklassen in Baden-Württemberg in den letz-
ten drei Jahren entwickelt hat (differenziert nach Berufsschulstandorten);  

 
Die Zahl der Klassen an den einzelnen öffentlichen und privaten Berufsschulen 
(Teilzeit; einschl. Sonderberufsschulen; Dienststellenbetrachtung) in Baden-Würt -
temberg in den Schuljahren 2015/2016 bis 2017/2018 ist in Anlage 1 dargestellt. 
 
 

5. wie weit Berufsschüler differenziert nach Berufen in den letzten drei Jahren zur 
Berufsschule reisen müssen (differenziert nach Entfernungen mehr als 20 km, 
mehr als 30 km, mehr als 40 km, mehr als 50 km, darüber jeweils unter Angabe 
der Entfernung);  

 
6. wie hoch die Belastung für Berufsschüler für Anfahrtskosten dabei monatlich 

ist, insbesondere dann, wenn der Berufsschüler dabei Verkehrsverbundgrenzen 
überqueren muss; 

 
Informationen über die Wohnorte und Anfahrtswege von Berufsschülerinnen und 
Berufsschülern werden vom Kultusministerium nicht erfasst. Aus diesem Grund 
sind Aussagen dahingehend nicht möglich. Ebenso liegen zu den finanziellen Be-
lastungen der Berufsschülerinnen und Berufsschüler insbesondere durch Eigen -
anteile für Anfahrtskosten keine Zahlen vor.  
 

Für die Durchführung der Schülerbeförderung ist der jeweilige Schulträger zu-
ständig. Rechtsgrundlage für die Erstattung der Schülerbeförderungskosten durch 
die Stadt- und Landkreise ist § 18 Absatz 1 des Gesetzes über den kommunalen 
Finanzausgleich (Finanzausgleichsgesetz – FAG). Mit der Übertragung der Zu-
ständigkeit für die Erstattung der Schülerbeförderungskosten wurde den Stadt- 
und Landkreisen in § 18 Abs. 2 FAG das Recht eingeräumt, Einzelheiten durch 
Satzung zu regeln, wie z. B. Höhe und Verfahren zur Erhebung von Eigenanteilen 
oder zur Gewährung eines Zuschusses sowie Umfang und Abgrenzung der not-
wendigen Beförderungskosten einschließlich der Festsetzung der Mindestentfer-
nungen.  
 

Für die Erstattung der Schülerbeförderungskosten erhalten die Stadt- und Land-
kreise nach Maßgabe von § 18 Absatz 3 FAG pauschale Zuweisungen. Diese be-
tragen jährlich insgesamt 193 Mio. Euro. 
 

Für Berufsschülerinnen und Berufsschüler im Blockunterricht mit auswärtiger 
Unterbringung sind in der Regel die Hin- und Rückfahrt zum Beginn und Ende 
 eines Blocks unter Berücksichtigung eines Eigenanteils bzw. eines Zuschusses 
nach Maßgabe der jeweiligen Satzung des zuständigen Kreises bezuschussungs-
fähig, sofern die vom jeweiligen Kreis geregelte Mindestentfernung überschritten 
ist. Das Land selbst erstattet keine Fahrkosten. 
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7. inwieweit sie zwischen der Entfernung zur Berufsschule und der Attraktivität 
des Ausbildungsplatzes einen Zusammenhang sieht;  

 
8. in welchem Umfang sie plant – differenziert nach Gewerk und Standort der Be-

rufsschule – Berufsschulklassen in den nächsten drei Jahren zu schließen; 
 
9. inwieweit sie solche Schließungsabsichten für förderlich hält für die Deckung 

des Bedarfs an qualifizierten Fachkräften in Lehrberufen;  
 
Das Kultusministerium plant keine Standortschließungen im Bereich der berufli-
chen Schulen. Mit der schulgesetzlich verankerten und zum Schuljahr 2014/2015 
in Kraft getretenen regionalen Schulentwicklung will sich die Landesregierung 
den Herausforderungen der demografischen Entwicklung und des sich ändernde 
Schulwahlverhaltens stellen. Die Besonderheiten schulischer beruflicher Bildung 
wurden dabei eigens in einer spezifischen Verordnung zur Regionalen Schulent-
wicklung an beruflichen Schulen berücksichtigt, die im April 2015 in Kraft getre-
ten ist. Ziel ist, auch künftig ein flächendeckendes Netz an leistungsfähigen beruf-
lichen Schulstandorten zu gewährleisten. Im Kern geht es darum, dauerhaft ein 
regional ausgewogenes, differenziertes und zugleich ressourceneffizientes beruf-
liches Bildungsangebot in zumutbarer Erreichbarkeit sicherzustellen. Einer der 
wesentlichen zu prüfenden Planungsgesichtspunkte ist dabei die Stärkung kleiner 
leistungsfähiger Standorte. Weiterhin zu prüfen sind gemäß dieser Verordnung 
ein inhaltlich und organisatorisch abgestimmtes Angebot am jeweiligen Standort, 
die Konzentration von Bildungsangeboten innerhalb der Raumschaft, Optimie-
rungen durch schulübergreifende Kooperationen und die Bildung effizienter Klas-
sen vergleichbarer Größe. 
 

Kleinklassen unterhalb der vorgegebenen Mindestschülerzahl gewährleisten häu-
fig keine verlässliche Stabilität und sind auch unter qualitativen Gesichtspunkten 
kritisch zu sehen. Wenn in der Eingangsklasse eines Ausbildungsberufs an der 
Berufsschule die maßgebliche Mindestschülerzahl von 16 nicht erreicht wird, er-
geht ein Hinweis durch die zuständige Schulaufsichtsbehörde an den Schulträger, 
eine regionale Schulentwicklung durchzuführen. Ein eingeleitetes Hinweisverfah-
ren setzt zunächst einen Prüfprozess in Gang, nimmt aber noch keine Sachent-
scheidung vorweg. Sofern der Schulträger trotz eines entsprechenden Hinweises 
keinen Antrag auf eine schulorganisatorische Maßnahme stellt, können Berufs-
schulklassen nur aufgehoben werden, wenn die Mindestschülerzahl in drei (statt 
wie bei vielen anderen Schularten in zwei) aufeinanderfolgenden Jahren nicht er-
reicht wird und der Ausbildungsberuf in zumutbarer Erreichbarkeit von einer an-
deren öffentlichen Berufsschule angeboten wird. Bei den Abwägungen über Er-
halt oder Schließung eines Schulstandorts für einen Ausbildungsberuf ist auch zu 
berücksichtigen, inwieweit der Schulstandort Einfluss auf das Berufswahlverhal-
ten der Jugendlichen und damit auf die Attraktivität der jeweiligen Ausbildung 
haben könnte.  
 

Es bedarf im Einzelfall stets einer sensiblen Ermessensentscheidung. Der Einfluss 
des Schulstandorts auf das Berufswahlverhalten der Jugendlichen ist je nach Ein-
zelfall unterschiedlich. Einerseits kann ein nahe gelegener Schulstandort für die 
Gewinnung von Auszubildenden von Vorteil sein, andererseits zeigen die Erfah-
rungen aber auch, dass sich ein Angebot an Kompetenzzentren (z. B. Bezirksfach-
klassen, Landesfachklassen) mit hoher schulischer Qualität oft positiv auf die At-
traktivität von Ausbildungsberufen auswirkt. 
 
 

10. inwieweit Berichte zutreffen, dass bis 2030 fast die Hälfte der Berufsschul -
lehrer in Baden-Württemberg in Pension gehen (aufgeschlüsselt nach den ein-
zelnen Berufsschulen); 

 
Die Frage, ob bis zum Jahr 2030 fast die Hälfte der Berufsschullehrkräfte in Ba-
den-Württemberg in Pension geht, kann anhand der Daten der amtlichen Schul-
statistik nicht beantwortet werden; Angaben zum Alter der Lehrkräfte liegen je-
weils nur für die beruflichen Schulen insgesamt vor.
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11. inwieweit sie Maßnahmen ergriffen hat oder zu ergreifen beabsichtigt, um 
diesem Effekt entgegen zu wirken; 

 
12. wie sie zu den einzelnen Vorschlägen steht, die der Verband der Lehrerinnen 

und Lehrer an beruflichen Schulen in Baden-Württemberg am 6. September 
2018 veröffentlicht und in seiner Pressemitteilung vom 17. September 2018 
zusammengefasst hat; 

 
Maßnahmen im Rahmen der Lehrkräfteausbildung für berufliche Schulen sind:  
 
–  Neben den universitären Lehramtsstudiengängen existieren seit einigen Jahren 

auch kooperative Bachelor-/Master-Studiengänge für Gewerbelehrer/-innen an 
Hochschulen und Pädagogischen Hochschulen. Dadurch wird ein zusätzliches 
Bewerberpotenzial angesprochen, da diese Lehramtsstudiengänge auch für In-
teressenten mit Fachhochschulreife geöffnet sind. 

 

–  Neu ab Wintersemester 2018/2019: Die Hochschule Karlsruhe und die Pädago-
gische Hochschule Karlsruhe schlossen am 26. Juni 2018 ebenfalls eine Ko-
operationsvereinbarung für einen derartigen kooperativen Bachelor-/Master-
Studiengang. Somit besteht neben den bereits etablierten 5 Standorten ein zu-
sätzlicher Standort. Dadurch wird es für Studierende des Bachelorstudiengangs 
Elektro- und Informationstechnik möglich sein, bildungswissenschaftliche Mo-
dule sowie ein Schulpraktikum über das Studienangebot der Pädagogischen 
Hochschule zu absolvieren. Der Start des darauf aufbauenden dreisemestrigen 
Masterstudiengangs ist für das Sommersemester 2022 geplant. Die Absolven-
tinnen und Absolventen werden für den Unterricht an Berufsschulen in den 
Fächern Energie- und Automatisierungstechnik, System- und Informations-
technik, Physik sowie Informatik qualifiziert. 

 

–  Konzeption von Masterstudiengängen wie dem Studiengang „Ingenieurpäda -
gogik für Ingenieurinnen und Ingenieure Master of Education“ am KIT in Karls -
ruhe: Durch diese Studiengänge wird das Bewerberpotenzial vergrößert, da es 
Studierenden von nichtlehramtsbezogenen Bachelorstudiengängen einschlägi-
ger Ingenieursfachrichtungen ermöglicht, mit einem lehramtsbezogenen Mas -
terstudiengang abzuschließen.  

 

–  Am 15. November 2018 hat das Wissenschaftsministerium eine Werbekam -
pagne gestartet. Ziel der Kampagne ist es, mehr Studierende für sogenannte 
Mangelfächer u. a. im beruflichen Lehramt zu gewinnen. Sie ist an junge Men-
schen zwischen 15 und 22 Jahren gerichtet – Schülerinnen und Schüler der 
Oberstufe, Abiturientinnen und Abiturienten, junge Leute, die ein Freiwilliges 
Soziales Jahr o. ä. absolvieren.  

 

–  „Postkartenaktion Citycards“: Im November 2018 wurden an etwa 740 Stellen 
in ganz Baden-Württemberg in einem Zeitraum von 4 Wochen sogenannte 
 Citycards als „Bewerbungspostkarten für das Lehramt“ ausgelegt. In einem 
 definierten Verteilgebiet konnten in Kneipen, Szenetreffs und Gastronomiebe-
trieben sowie in Kinos diese Werbepostkarten für das Lehramt mitgenommen 
werden.  

 
Ergänzend zu den Maßnahmen der Lehrerausbildung werden nachfolgend weitere 
bewährte Maßnahmen der Gewinnung von Lehrkräften an beruflichen Schulen in 
den Mangelbereichen genannt.  
 
Maßnahmen im Bereich der zweiten Phase der Lehrkräfteausbildung und im Be-
reich der Lehrereinstellung:  
 
–  Bedarfsgerechte Öffnung des Seiteneinstiegs für Hochschulabsolventen ohne 

Lehramtsausbildung in den Vorbereitungsdienst in seltenen Fächern ohne Lehr -
amtsausbildung oder Fächern mit erhöhtem Bedarf bei jährlicher Anpassung 
des Fächerkanons sowie Nachsteuerungsmöglichkeit durch schulbezogene Aus -
schreibungen für den Seiteneinstieg nach den Lehrereinstellungszyklen, wie  
z. B. in den Fächern Chemie und Agrarwissenschaften.
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–  Bedarfsgerechte Öffnung des Direkteinstiegs für Hochschulabsolventen ohne 
Lehramtsausbildung mit mehrjähriger Berufserfahrung in Mangelbereichen 
oder seltenen Fächern ohne Lehramtsausbildung, bei jährlicher Anpassung des 
Fächerkanons.  

 

–  Von 2019 an können Lehrerinnen und Lehrer ihren Vorbereitungsdienst auch 
in Teilzeit absolvieren. Diese Möglichkeit besteht für angehende wissenschaft-
liche Lehrkräfte aller Schularten, die ein Kind betreuen oder einen Angehöri-
gen pflegen sowie für schwerbehinderte Lehrkräfte. Die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen wurden entsprechend angepasst. Durch die bessere Vereinbar-
keit der Anforderungen im Vorbereitungsdienst mit den Lebensumständen er-
weitert sich die Bewerbergruppe um Personen, die den Vorbereitungsdienst 
nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt aufnehmen könnte. 

 

–  Einstellung oder befristete Abordnung von Gymnasiallehrkräften im Bereich 
der nicht berufsbezogenen Fächer, wie z. B. in Mathematik oder Deutsch. 

 

–  In einem Aufstiegslehrgang können sich besonders engagierte technische Lehr-
kräfte zu wissenschaftlichen Lehrkräften des gehobenen Dienstes qualifizieren. 
Ebenso können sich wissenschaftliche Lehrkräfte des gehobenen Dienstes 
durch einen entsprechenden Aufstiegslehrgang zu wissenschaftlichen Lehrkräf-
ten des höheren Dienstes qualifizieren. 

 

–  Bereitstellung des Onlineinformationsportals www.lehrer-online-bw.de mit um -
fangreichen und zielgruppenspezifischen Informationen zum Berufsziel Leh-
rer/-in, zum gesamten Lehrereinstellungsverfahren sowie zur Durchführung der 
Bewerbung. 

 

–  Im Einstellungsjahr 2018 wurden Bewerberinnen und Bewerber ohne Einstel-
lungsangebot mehrfach per Mail und im August auch per Postkarte auf die vor-
handenen Einstellungsmöglichkeiten hingewiesen. Beim größten Teil dieser 
Bewerberinnen und Bewerber handelte es sich um Gymnasiallehrkräfte. Für 
diese Zielgruppe kamen, die entsprechenden Lehrbefähigungen vorausgesetzt, 
ggf. auch noch offene Stellen an beruflichen Schulen in Frage. 

 
Maßnahmen im Rahmen der Ausschreibungsverfahren:  
 
–  Frühzeitige Bereitstellung eines möglichst hohen Stellenkontingents in den 

vorgezogenen Verfahren für schulbezogene Ausschreibungen zur Gewinnung 
von Direkteinsteigern mit entsprechenden Kündigungsfristen und von Lehr-
kräften anderer Bundesländer sowie zur Verhinderung der Abwanderung eige-
ner Lehramtsabsolventen in andere Bundesländer. 

 

–  Ergänzende Sonderausschreibungen zur Gewinnung von Lehrkräften und Di-
rekteinsteigern für berufsbezogene Fächer bei großem Stellenkontingent und 
Besetzungsschwierigkeiten.  

 

–  Begleitende Werbemaßnahmen im Bereich der Mangelfächer im Zuge der Aus -
schreibungsverfahren: Die mit den Regierungspräsidien abgestimmte Vorge-
hensweise sieht vor, dass die Onlineanzeigen 2 bis 3 Wochen vor dem jeweili-
gen Ausschreibungsverfahren im Onlinestellenportal stepstone geschaltet wer-
den sollen. So verbleibt für die Regierungspräsidien mehr Zeit zur Beratung 
und für die Interessenten mehr Zeit zur Vorbereitung auf die Bewerbung. 

 
Besondere Maßnahmen in den Bereichen Metall- und Elektrotechnik: 
 
Mit der Zahlung von Zulagen für Anwärter im Vorbereitungsdienst in Metall- 
oder Elektrotechnik sowie der Zahlung von Zulagen an Direkteinsteiger (berufs -
erfahrene Ingenieure) in diesen Bereichen im Angestelltenverhältnis während der 
dreijährigen Schulungs- und Bewährungsphase vor dem Eintritt in den gehobenen 
bzw. höheren Dienst wird eine Handlungsempfehlung der Enquêtekommission 
„Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft – berufliche Schulen, Aus- und Wei-
terbildung“ umgesetzt, die bis an die Grenze des rechtlich Möglichen geht.
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Weitere Maßnahmen der Lehrkräftegewinnung in der Überprüfung: 
 
Das Kultusministerium ist sich der anhaltend hohen Lehrkräftenachfrage und – 
gerade für den Bereich der beruflichen Lehrbefähigungen – der Konkurrenz zur 
freien Wirtschaft bewusst. Deshalb erörtert das Kultusministerium aktuell weitere 
erfolgsversprechende Bausteine und Innovationen zur Sicherung der Lehrkräfte-
gewinnung. 
 
 

13. welche sonstigen Schritte sie plant, um die duale Ausbildung von der Berufs-
schule bis zum Meisterbrief wieder so attraktiv zu machen, dass dem Fach-
kräftemangel entgegengewirkt werden kann. 

 
Die Landesregierung hat zusammen mit den Partnern des Ausbildungsbündnisses 
eine Reihe von Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der beruflichen Aus-
bildung initiiert.  
 

Im Bereich des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau sind u. a. 
folgende Maßnahmen zu nennen: 
 
–  Initiative Ausbildungsbotschafter: 
 

    Ausbildungsbotschafter gehen in allgemein bildende Schulen, präsentieren ihre 
Berufe, motivieren für eine Berufsausbildung und erläutern ausgehend von 
ihren eigenen Erfahrungen die Chancen der dualen Ausbildung. Seit 2011 wur-
den in über 13.600 Schuleinsätzen landesweit mehr als 345.000 Schüler/-innen 
erreicht. Aktuell sind rund 4.000 Ausbildungsbotschafter aktiv. 

 
–  Informationskampagne „Meine Ausbildung. Meine Zukunft – gut-ausgebil-

det.de“: 
 

    Ziel der Online-Kampagne ist die Erhöhung der Attraktivität der Berufsausbil-
dung in Baden-Württemberg. Dies erfolgt in erster Linie durch rund 80 Berufe-
Videos durch Auszubildende, darunter zahlreiche aus dem Handwerk. 

 
–  Elternkampagne: 
 

    Die landesweite Kampagne „Ja zur Ausbildung“ (www.ja-zur-ausbildung.de) 
ist eine Kampagne zur Imageverbesserung und Stärkung der beruflichen Aus-
bildung speziell für die Zielgruppe der Eltern, da diese eine Schlüsselrolle bei 
der Berufswahl ihrer Kinder haben. Den Eltern soll aufgezeigt werden, dass die 
berufliche Ausbildung als gleichwertige Alternative zur akademischen Bildung 
angesehen werden kann. 

 
–  Förderprogramm „ProBeruf – Berufserprobung in überbetrieblichen Bildungs-

stätten“ für alle allgemein bildenden Schulen: 
 

    Praktische Berufserprobung von Schülerinnen und Schülern von Haupt-, Real-, 
Werkreal-, Gemeinschaftsschulen ab Klasse acht in überbetrieblichen Berufs-
bildungsstätten. Im Schuljahr 2018/2019 haben sich rund 9.500 Schülerinnen 
und Schüler beteiligt. Die Berufserprobungen finden überwiegend in den Bil-
dungszentren des Handwerks statt. 

 
Auf schulischer Seite leistet das Kultusministerium mit diversen Maßnahmen 
 einen hohen Beitrag zur Stärkung der dualen Ausbildung: 
 
–  Im Bereich der Fachklassen der Berufsschule besteht ein hoch differenziertes 

Beschulungsangebot in der Fläche.  
 

–  Das Angebot der einjährigen gewerblichen Berufsfachschulen in Vollzeit mit 
der Möglichkeit der Anrechnung als erstes Ausbildungsjahr ergänzt die duale 
Ausbildung in Handwerksberufen über die verschiedenen Berufsfelder hinweg. 

 

–  Das differenzierte Angebot an Schularten zur beruflichen Weiterbildung (Fach-
schulen, Meisterschulen) an öffentlichen beruflichen Schulen vertieft die be-
rufsfachliche Kompetenz der Teilnehmer und liefert u. a. in vielen Gewerken 
des Handwerks den Führungskräftenachwuchs. 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5713

10

–  Weitere Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der dualen Ausbildung sind 
verschiedene Angebote zum Erwerb von Zusatzqualifikationen im Rahmen der 
dualen Ausbildung (z. B. ausbildungsbegleitender Erwerb der Fachhochschul-
reife, KMK-Fremdsprachenzertifikat, Management im Handwerk, fachliche 
Zusatzqualifikationen) auf der einen Seite, verschiedene Maßnahmen zur Ver-
meidung von Ausbildungsabbrüchen (z. B. Stützunterricht im Rahmen der Stun -
dentafel, Sonderpädagogischer Dienst, Schulversuch „Zweiter Berufsschul-
tag“) auf der anderen Seite.  

 

–  Auch die berufsvorbereitenden Bildungsgänge (u. a. Ausbildungsvorbereitung 
dual) und deren Weiterentwicklung sowie der Ausbau der beruflichen Orientie-
rung an allgemeinbildenden Schulen leisten Beiträge zur Stärkung der dualen 
Ausbildung im Handwerk. 

 
 
Dr. Eisenmann 
 

Ministerin für Kultus, 
Jugend und Sport
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